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Die Häufigkeit und Verbreitung 
der Geſchlechtskrankheiten 


Die ungeheure Bedeutung der Geſchlechtskrankheiten erzwingt gebieteriſch 
die Aufgabe, dieſe folgenſchweren Krankheiten zu bekämpfen. Die Allgemein⸗ 
heit muß immer bewußter mit dem Gedanken vertraut gemacht werden, daß 
jeder Einzelne im eigenen Intereſſe wie in dem des ganzen Volkes die Pflicht 
hat, die Geſchlechtskrankheiten auf ein Mindeſtmaß herabzuſchrauben. 

Um die Notwendigkeit dieſer alle Schichten des Volkes angehenden 
Forderung darzulegen, ſind zwei Fragen zu beantworten, — erſtens: 


„Sind die Geſchlechtskrankheiten ſo häufig, daß die 


Mitarbeit jedes einzelnen Volksangehörigen bei der 
Bekämpfung dieſer Erkrankung wirklichnötigiſt?“ und 
zweitens: „Aus welchen Quellen fließen die immer wieder 
erneuten Anſteckungen, die uns undunſere Mitmenſchen 
bedrohen?“ — 

Zahlen reden ſtets eine deutliche Sprache und werden den Leſer eindring⸗ 
licher als viele Worte überzeugen, welche Bedeutung die Geſchlechtskrankheiten 
für den Einzelnen wie für die Geſamtheit beſitzen und wie zwingend not⸗ 
wendig jeder Menſch die Gefahren der Geſchlechtskrankheiten in ihrem ganzen 
Umfange kennen muß. 

Über die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten liegt 
aus dem vorigen Jahrhundert nur wenig Stoff vor. Das zuverläſſigſte 


Material bieten die genau geführten Statiſtiken“) der einzelnen Armeen, 


die allerdings die Verhältniſſe bei der ſehr viel größeren Zivilbevölkerung der 
betreffenden Länder nur mittelbar beleuchten. 

Die für Heereshygiene wie für Volksgeſundheitspflege gleich wichtigen 
Erkenntniſſe dieſer Fragen verdanken wir neben andern militärärzt⸗ 
lichen Schriftſtellern beſonders dem ehemaligen Oberſtabsarzt Profeſſor 
Dr. Schwiening. 

Über die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten in früheren Zeiten gibt 
eine Statiſtik aus der bayeriſchen Armee vom Jahre 1819 bis 1850 
Aufſchluß. Dort ſchwankt die Anzahl der Geſchlechtskrankheiten, auf 1000 Mann 


) Statiftik (vom lateiniſchen stare — ſtehen, status - Zuftand) bedeutet die 
Lehre zahlenmäßiger Darſtellung“ zur näheren Erforſchung von Erſcheinungen und 
Vorgängen wiſſenſchaftlicher, wirtſchaftlicher, geſellſchaftlicher Art. 
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berechnet, zwiſchen 30 und 95, nennt alſo recht erhebliche Ziffern. Für das 
preußiſche Heer waren die Verhältniſſe um 1860 ähnlich; von 1000 
Mann der Kopfſtärke waren 44 geſchlechtskrank, in manchen Armeekorps nur 
29 und 22. Dieſe Zahlen ſind recht günſtig im Vergleich mit fremdländiſchen 
Armeen wie zum Beiſpiel mit der belgiſchen Armee, die Ende der fünf⸗ 
ziger Jahre auf 1000 Mann 100 Geſchlechtskranke zählte, — jeder zehnte 
Mann war alſo geſchlechtskrank! Die engliſche Marine beſaß auf 1000 
Mann 77 Geſchlechtskranke und die engliſchen, in der Großſtadt London 
ſtehenden Gardedragoner ſogar 161 Geſchlechtskranke! Bei der da⸗ 
maligen engliſchen Armee muß allerdings in Erwägung gezogen werden, daß 
es ſich um eine Söldnerarmee handelte, die reich beſoldet und außerdienſtlich 
nicht leicht in Ordnung zu halten war. 

Der Kampf gegen die Geſchlechtskrankheiten iſt zuerſt in der belgiſchen 
Armee begonnen und bald auch von den anderen Heeresverwaltungen auf- 
genommen worden. Daß er nicht erfolglos war, ſagen die Zahlen. In 
Preußen und Bayern konnte man die Zahlen von 45 und 32 (auf das 
Tauſend) herunterbringen auf 19 und 18 (auf das Tauſend)! Belgien 
hat ſeine Geſchlechtskrankenzahlen um mehr als die Hälfte — von 10% auf 
5% verbeſſern können. Auch in England hatten ſich die Verhältniſſe im 
Anfang unſeres jetzigen Jahrhunderts gegen früher etwas gebeſſert. In dem 
letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts konnten, ebenſo wie Belgien, die 
preußiſche, bayeriſche und franzöſiſche Armee ihre Geſchlechtskrankenziffern 
auf die Hälfte herabdrücken. Nur das ruſſiſche Heer machte den Fortſchritt auf 
dieſem Gebiete der Geſundheitspflege nicht mit; es konnte die Zahlen nur um 
etwa ½ vermindern. Vor dem Kriege 1914/18 war die Anzahl der Tripper- 
und Syphiliskranken auch in dem engliſchen (Söldner-!) Heere noch er- 
ſchreckend hoch, — 42 und 49 auf Tauſend! — während in der preußiſchen 
und bayriſchen Armee die Zahlen nur 3 bis 4 auf Tauſend betrugen. 

Aus dieſen Zahlen der militärärztlichen Statiſtiken geht deutlich hervor, 
wie vieleine zielbewußte Durchführung von Schutzmaß⸗ 
regelnerreichen kann. 1 

Die militäriſchen Vorkriegsftatiftiten erſcheinen heutzutage gerade für 
Deutſchland, das ein Heer in dem früheren Umfang nicht mehr beſitzt, vielleicht 
nicht mehr zeitgemäß; ſie haben jedoch immer noch einen großen Wert, be⸗ 
ſonders wenn man die früheren Feſtſtellungen über die Häufigkeit der Ge⸗ 
ſchlechtskranken unter den friſch eingeſtellten Rekruten heranzieht. Dieſe 
Statiſtik liefert nämlich gleichzeitig einen guten Einblick in die Verbreitung 
der Geſchlechtskrankheiten unter der Zivilbevölkerung. Die einzelnen Bezirke 
der früheren Armeekorps, die ſich ziemlich mit den Provinzen deckten, lieferten 
jedes Jahr immer ungefähr die gleiche Zahl an geſchlechtskranken Rekruten. 
Einige Armeekorps zeichneten ſich durch beſonders hohe Ziffern aus, ſo das 
dritte (brandenburgiſche) Korps, woran die nahe Großſtadt Berlin ſchuld 
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war. Hohe Zahlen zeigte ferner das 9. Korps, verurſacht durch die großen 
Hafenſtädte Altona und Hamburg, das 12. und 19. Korps mit dem 
Rekrutenerſatz aus den Großſtädten Dresden und Leipzig. 

Es beſtätigt ſich alſo hier die Tatſache, daß die Großſtädte mit 
ihrer weit ausgebreiteten öffentlichen und geheimen 
Proſtitution der Verbreitung der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten beſonders großen Vorſchub leiſten im Gegenſatz 
zu den mehr kleinſtädtiſchen und ländlichen Bezirken. 
Die Zahlenvergleiche zeigen auch deutlich, daß die Prozentzahlen an Geſchlechts⸗ 
kranken deſto höher werden, je größer die Städte ſind, aus denen die Rekruten 
ſtammen. Im Often Deutſchlands waren — mit Ausnahme der 
größeren Städte Königsberg, Breslau, Poſen — die Prozent⸗ 
zahlen der Geſchlechtskranken am geringſten; ſie nehmen deutlich zu, wenn 
man vom Oſten aus nach dem Weſten, alſo aus dem mehr ländlichen Gebiete 
Deutſchlands in die großen Induſtriebezirke geht. 

Ein kurzer Blick über die Geſchlechtskrankheiten währenddes Welt⸗ 
krieges wird den Leſer gewiß intereſſieren, zumal dieſe Verhältniſſe für die 
Nachkriegszeit ſehr bedeutungsvoll geworden ſind. 

Die Geſchlechtskrankheiten wieſen währenddes Welt- 
krieges im Feld- und Beſatzungsheere von allen Infek- 
tionskrankheitendiegrößten Zugänge auf. 

Früher beſtand überhaupt die Anſchauung, daß die militäriſchen und 
kriegeriſchen Verhältniſſe für die Ausbreitung der Geſchlechtskrankheiten be⸗ 
ſonders günſtig ſeien, aber die ſtatiſtiſchen Arbeiten des früheren General- 
arztes der Armee Profeſſor Dr. Exzellenz v. Shjerning*) und des ſchon 
erwähnten Oberſtabsarztes Profeſſor Dr. Schwiening haben bewieſen, daß 
die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten unter Heeresangehörigen, nament- 
lich auch in den Großſtädten, nicht größer iſt als unter der gleichalterigen 


) v. Schjerning (48531025), von 1905—1919 Generalſtabsarzt der Armee, 
hochverdient um Heer und Volk, Organiſator des im Weltkrieg auf die Feuerprobe 
geſtellten und in der ganzen Welt bewunderten deutſchen Sanitätsweſens, einer der 
erſten Förderer des Gedankens der Volksertüchtigung. 

Aus dem deutſchen Heeres⸗ und Marine⸗Sanitätsoffizierkorps iſt — was die 
wenigſten Deutſchen wiſſen und deshalb betont ſei — eine außergewöhnlich große 
Anzahl von hervorragenden Arzten hervorgegangen; es ſeien nur genannt: Emil 
v. Behring (Bakteriologe und Hygieniker, Entdecker des Diphtherieſerums und 
— zufammen mit dem Japaner Kitaſato— des Wundſtarrkrampfſerums, Nobelpreis⸗ 
träger 1901), Alfred Dührßen, Profeſſor in Berlin (Frauenarzt, führte die 
Gebärmuttertamponade, den vaginalen Kaiſerſchnitt und den vaginalen Bauchſchnitt 
in die Gynäkologie ein, Hermann v. Helmholtz, 1821—1894 (berühmter 
Phyſiologe und Phyſiker, Erfinder des „Augenſpiegels“), Erich Hoffmann, Pro⸗ 
feſſor in Bonn (Syphilidologe, entdeckte mit Schaudinn die Shyphilisſpirochäte, 
allein die Hautſyphilis bei niederen Affen, die Empfänglichkeit von Hund, Ziege, Schaf 
für Syphilis), Ernſt v. Ley den, 18321910 (weltberühmter Kliniker und Forſcher 
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Klaſſe der männlichen Zivilbevölkerung und daß die Ausbreitung der Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten im Volk und Heer auf das engſte miteinander aufammen- 
hängt. Im allgemeinen ijt ſogar, wie wir aus den ſchon genannten ſtatiſtiſchen 
Zahlen wiſſen, die Zivilbevölkerung wegen der mangelnden geſundheitlichen 
Überwachung gerade bezüglich der geſchlechtlichen Anſteckung weſentlich ſchlechter 
geſtellt als der Soldat. Man widmete deshalb ſchon von Kriegsbeginn an der 
wichtigen Frage der Geſchlechtskrankheitenbekämpfung ernſte Aufmerkſamkeit, 
zumal die Gefahren mit der langen Dauer des Krieges immer größer wurden. 
Da ein großer Teil der Heeresangehörigen in geſundheitlich weniger gut ge⸗ 
ſtellte Länder und Landſtriche kam — ich erinnere nur an unſere im Orient 
ſtehenden Truppen — wuchs die Gefahr der geſchlechtlichen Anſteckungsmög⸗ 
lichkeit beſonders ſtark an. Dazu kam die Möglichkeit, ſich auf dem Urlaub 
anzuſtecken. Das Wort des Dichters: „Darum laßt uns heute leben, morgen 
können wir's nicht mehr!“ hatte ja für den Frontſoldaten eine gewiſſe Berech⸗ 
tigung und fraglos eine große Verlockung, zumal da ſich bei dem ganzen auf⸗ 
regenden Durcheinander der Kriegszeit die ſittlichen Anſchauungen ſehr ge⸗ 
lockert hatten. Verſchlimmert wurden die Verhältniſſe außerdem infolge der 
Tatſache, daß ſo unendlich viele Familienväter vom gewohnten ehelichen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr abgeſchloſſen und in fremden Städten und Ländern ohne die 
Hemmungen der heimatlichen Überwachung viel mehr der Verſuchung und 
Verführung ausgeſetzt waren. 5 
So war es kein Wunder, daß die Anzahl der Geſchlechtskranken in 
manchen Lazaretten ganz außerordentlich hohe Zahlen erreichte. Das lag 
aber zum Teil daran, daß man bei der Eigenart der beſonderen Behandlung 
ſehr bald große Speziallazarette errichtete, die unter Leitung anerkannter 
Fachärzte mit beſonderer ſpezialärztlicher Inſtrumentarausrüſtung die Ge⸗ 
ſchlechtskranken aus großen Gebieten an einem Orte verſammelten. In der 
ganzen Armee, alſo in dem ganzen Feldheer wie im 
Etappenheer, betrug trotzdem die Prozentzahl der Ge⸗ 


auf allen Gebieten der inneren Heilkunde, beſonders der Rückenmarkskrankheiten und 
der Ernährungsbehandlung, zuletzt Profeſſor in Berlin), Friedrich Löffler, 
1852—1915 (bedeutender Hygieniker und Bakteriologe, zuletzt Profeſſor in Greifswald, 
Forſchungen über Diphtherie (S Löfflerſche Bazillen), Typhus, Schweinerotlauf, Rotz. 
Maul und Klauenſeuche und verſchiedenes andere mehr), Erich Martini (e- 
kannter Tropenforſcher), Hermann Nothnagel, 1841—1905 Gerühmter medi⸗ 
ziniſcher Schriftſteller und Kliniker, zuletzt Profeſſor in Wien), Richard Pfeif f er, 
geboren 1858, Hygieniker und Bakteriologe, Entdecker des Grippe⸗(Influenza⸗Wazillus 
(Pfeifferſcher Bazillus), verdient um die Typhusſchutzimpfung; Karl Reichert, 
18111883 (bekannter Anatom, Phyſiologe und Entwicklungsgeſchichtler, zuletzt Pro⸗ 
feſſor in Berlin), Georg Rojt (Dermato- und Shphilibologe, Profeſſor in Frei⸗ 
burg), Reinhold Ruge (weltbekannter Malariaforfcer), Rudolf Virchow, 
1821—1902 (wohl der berühmteſte Pathologe aller Zeiten, zuletzt Profeſſor in Berlin), 
Franz v. Windel, 1837—1912 (Frauenarzt, hochverdient um die Geburtshilfe 
und Frauenheilkunde, zuletzt Profeſſor in München) und viele andere mehr. 
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ſchlechtskranken nicht erheblich mehr als die Durch⸗ 
ſchnittsziffer der im Heere beobachteten Geſchlechts⸗ 
kranken während der Friedensjahre 1907 bis 1912 ; im 
Feldheer allein dagegen blieb die Durchſchnittsziffer 
der geſchlechtlichen Erkrankungen in allen Kriegs⸗ 
jahren ſogar erheblich unter der Durchſchnittsziffer der 
genannten Friedensjahre. 5 

Soweit es irgendwie möglich war, wurde im Feindesland die Proſtitution 
ſcharf überwacht und auch in der Heimat verſucht, geſchlechtskranke Frauen, 
die ſich mit Soldaten abgaben, möglichſt bald unſchädlich zu machen und einer 
ſachgemäßen Behandlung zuzuführen. 

Am wertvollſten erwies ſich jedoch nach der Statijtit 
die perſönlich auszuführende Schutzbehandlung. Wer ſich 
während des Krieges vor Geſchlechtskrankheiten ſchützen wollte, fand überall 
in jeder Sanitätswache, in jeder Revierſtube, in jedem Lazarett dazu Gelegen; 
heit. Durch Strafen war im allgemeinen nicht viel zu erreichen, obwohl man 
aus militäriſchen Gründen das Unterlaſſen der dienſtlich befohlenen Schutz⸗ 
maßregeln natürlich beſtrafen mußte. Den meiſten Erfolg verſprach eben nur 
die wiederholte eindringliche Aufklärung von Offizier und Mann über die 
Gefahren der Geſchlechtskrankheiten und über die ſicherſten Schutzmaßregeln 
gegen die Anſteckung. 

Die militärärztliche Statiſtik ergab übrigens auch, daß die größte Zahl 
der geſchlechtlichen Infektionen nicht im Felde und im Etappengebiet, ſondern 
in der Heimat auf Urlaub oder auf Kommando erfolgte, da 
man in der Heimat gegen die ſich immer mehr ausbreitende geheime Proſti⸗ 
tution nicht mit der gleichen Strenge und dem gleichen militäriſchen Zwange 
vorgehen konnte wie in den beſetzten feindlichen Gebieten. 

Eine lehrreiche Statiſtik hat Ganz aufgeſtellt, der von 1000 in einem 
Geſchlechtskrankenſonderlazarett vereinigten Soldaten die Quellen der 
Anſteckung feſtſtellte. Den größten Anteilan Anſteckungen 
hatten Bordell⸗ und Straßendirnen mit 15% für 
Tripper und 6 für Syphilis. Dann folgten Kellner innen 
mit 11 bzw. 57, dann Dienſtmädchen mit 11% und 4%. 
Einen hohen Prozentſatz ſtellten auch Geſchäftsfräulein s und 
Fabrikarbeiterinnen mit 7 und 6 für Tripper und 2% 
für Syphilis. Die allertraurigſte Zahl ſtellten fraglos die Infek ; 
tionen beideneigenen Ehefrauen dar; von 100 Mann hatten ſich 
immer fünf bei der eigenen Frau mit Tripper und zwei mit Syphilis ange⸗ 
ſteckt! 30% von dieſen 1000 geſchlechtskranken Soldaten waren ver⸗ 
heiratet! 8 

Die Heeresverwaltung hatte in Erkenntnis dieſer fo wichtigen Frage für 
das Wohl unſeres Volkes weitgehende Vorbereitungen für die Entlaſſung der 
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Geſchlechtskranken aus dem Heeresdienſt bei der zu erwartenden Demobili⸗ 
ſierung getroffen, Vorbereitungen, die leider durch die Revolution und das 
unmilitäriſche Auseinanderlaufen der Armee über den Haufen geworfen 
wurden. Die unmittelbar nach dem Kriege einſetzende ungeheure Verbreitung 
der Geſchlechtskrankheiten in allen Volksſchichten war die traurige Folge und 
gab den Hauptanſtoß zu einem wichtigen neuen Geſetz zur Bekämpfung der 
Geſchlechtskrankheiten, das ſpäter ausführlich beſprochen werden wird. 

Eine der wertvollſten zivilen (bürgerlichen) Statiſtiken iſt in Preußen 
im Anfang dieſes Jahrhunderts erhoben worden. Sie wurde der Ausgangs⸗ 
punkt für den Kampf gegen die Volksgeißel der Geſchlechtskrankheiten. Für 
den 30. April 1900 war vom preußiſchen Kultusminiſter eine Statiſtik über 
die Anzahl der an dieſem Tage wegen Tripper, Schanker oder Syphilis in Be⸗ 
handlung ſtehenden Patienten in die Wege geleitet worden. Die Fragebogen, 
die an ſämtliche Arzte Preußens gerichtet waren, wurden aber nur zu 63%, 
alſo nur von etwas mehr als der Hälfte beantwortet. Die ermittelten Zahlen 
ſind deshalb auch wohl mindeſtens um die Hälfte zu niedrig, wenn nicht um 
mehr, zumal ja bis zum Inkrafttreten des neuen Geſetzes vom Jahre 1927 
ein ganz beträchtlicher Teil der Geſchlechtskranken ſich in den Händen von 
Laienbehandlern befand. 

Die Umfrage ergab, daß am 30. April 1900 in Preußen rund 
41000 Geeſchlechtskranke ärztlich behandelt wurden, 
11000 von dieſen wegen friſcher Syphilis! In Berlin 
allein befanden ſich an dieſem einen Tage 11600 Ge⸗ 
ſchlechtskranke und darunter 3000 friſche Syphilisfälle 
in Behandlung! — Berechnet auf ganz Preußen ent⸗ 
fielen auf 10000 lebende Menſchen 28 Geſchlechtskranke! 
Dieſe Erkrankungshäufigkeit verteilte ſich naturgemäß verſchieden über Stadt 
und Land. Inder Armee waren von 10000 nur 15 Soldaten 
geſchlechtskrank, während die Berliner Großſtadtbevöl— 
kerungunter 10000 Menſchen 142 Geſchlechtskranke, alſo 
faſt das zehnfache der Armeezahl aufzuweiſen hatte. 

Bedenkt man, daß es ſich damals um eine durchaus unvollſtändige Er⸗ 
faſſung und nur um einen einzigen Stichtag gehandelt hat, ſo verſteht man, 
daß dieſes traurige Ergebnis erhebliches Aufſehen erregte. Profeſſor 
Blaſchko, ein bekannter Berliner Geſchlechtsarzt, der dieſe Statiſtik ein⸗ 
gehend bearbeitet hat, fand, daß in einer Großſtadt wie Berlin alljährlich von 
1000 jungen Männern zwiſchen 20 und 30 Jahren faſt 200, alſo beinahe der 
fünfte Teill, an Tripper erkrankte und etwa 24, d. h. jeder vier⸗ 
zigſtel, an friſcher Syphilis. Dieſe Zahlen gelten zudem nur für 
ein Jahr; man kann ſich ausrechnen, wie viel das für die Zeit der doch meiſt 
fünf oder zehn Jahre beſtehenden Eheloſigkeit der jungen Männer ausmacht. 
Ein junger Mann wird alſo nach fünfjährigem Junggeſellentum durchſchnitt⸗ 
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lich einmal einen Tripper erwerben, in zehn Jahren zweimal; nach vier bis 
fünf Jahren würde jeder zehnte, nach acht bis zehn Jahren jeder fünfte junge 
Mann Syphilis erwerben. Oder mit anderen Worten: Von den Männern, 
die über 30 Jahre alt in die Ehe treten, würde jeder 
zweimal Tripper gehabt haben und jeder vierte bis 
fünfte ſyphilitiſch ſein !! 

Es iſt klar, daß Berlin als Großſtadt hier an erſter Stelle ſteht. Die 
Großſtadt bietet den leichtſinnigen jungen und älteren Leuten mehr als die 
kleinere Stadt oder das Land Gelegenheit, im außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr Geſchlechtskrankheiten zu erwerben. Mit 142 Geſchlechtskranken auf 
10 000 Menſchen ſteht Berlin an der Spitze. Der Regierungsbezirk Köln 
zählte 59 Geſchlechtskranke auf 10000 erwachſene Menſchen, Wiesbaden 
57, Hannover 47, Düſſeldorf 33. Vorwiegend kleinſtädtiſche oder 
ländliche Bevölkerung war ſehr viel weniger geſchlechtskrank. So wieſen die 
Regierungsbezirke Minden nur 9, Marienwerder nur 8, Kößlin 
nur 7, Münſter und Osnabrück nur 5, Sigmaringen ſogar nur 
3 Geſchlechtskranke auf 10 000 Einwohner auf. 

Intereſſant iſt ferner die Statiſtik Blaſchkos über die Verteilung 
der Geſchlechtskrankheiten auf die verſchiedenen Berufsarten, von denen die 
Studenten mit 25% an der Spitze ſtehen, während das Heer mit 4% 
den günſtigſten Zahlenſatz aufweiſt; dazwiſchen ſtehen die Kaufleute mit 
16% und die Arbeiter mit 9%. 1 

Schon dieſe wenigen Zahlen zeigen erſchreckend deutlich, welche Bedeutung 
die Geſchlechtskrankheiten für die Allgemeinheit beſitzen, wobei man, wie ſchon 
geſagt, nicht vergeſſen darf, daß alle ſtatiſtiſchen Angaben über Geſchlechts⸗ 
kranke nur annähernd als richtig anzuſehen ſind. 

Wie holt ſich nun die Mehrzahl der Menſchen ihre 
Geſchlechtskrankheiten? Die Hauptquelle iſt — das geht aus 
allen Ermittelungen (ſiehe auch oben die Militärſtatiſtiken) immer wieder 
hervor — die Proſtitution und zwar ſowohl die ſogenannte „öffent- 
liche“, d. h. die polizeilich eingeſchriebenen Mädchen, wie die ſogenannten 
„geheime Proſtitution“, d. h. jene Mädchen, die, der Behörde unbekannt, ſich 
gewohnheits⸗ oder gewerbsmäßig mit mehreren Männern abgeben. Die ge⸗ 
heime Proſtitution iſt natürlich zahlenmäßig nicht zu erfaſſen; über die 
unter polizeilicher Aufſicht ſtehenden Proſtituierten liegen jedoch genaue 
Statiſtiken vor. Bei der geheimen Proſtitution kann man ruhig mit einem 
Drittel geſchlechtskranker Mädchen rechnen; in Wirklichkeit wird dieſe Zahl 
ſicher noch höher ſein. 

Von den eingeſchriebenen Proſtituierten entgeht 
keineder Tripperanſteckung! Früher oder ſpäter erwerben ſie alle 
eine geſchlechtliche Infektion. Sehr deutlich zeigt fi das aus einer Statiftif 
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der Stadt Hannover. Von den unter ſittenpolizeilicher Aufſicht ſtehenden 
Proſtituierten wurden erkrankt befunden: 
nach 1—3 Monate langer Beobachtung 40% 


nach mehr als 3 Monate langer 5 66% 
nad) einjähriger 5 80% 
nach zweijähriger = 75% 
nach dreijähriger 15 60% 
nach vierjähriger 75 75% 
nach fünfjähriger 5 80% 
nach ſechsjähriger 1 71% 
nach ſiebenjähriger 15 75% 
nach achtjähriger + 85% 


Dieſe hohen Zahlen entſprechen noch nicht einmal der Wirklichkeit. Er⸗ 


fahrungsgemäß verſtehen es die Proſtituierten ſehr gut, ſich für die ärztliche 
Unterſuchung „vorzubereiten“, ſo daß die Unterſuchung, die ohnedies bei den 
buchtenreichen weiblichen Geſchlechtsteilen ſehr ſchwierig iſt, ſelbſt bei genaueſter 
ärztlicher Prüfung negativ ausfallen kann, auch wenn anſteckungsfähige Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten beſtehen. Beſonders der Nachweis des Trippers wird in 
vielen Fällen bei dieſen großen Maſſenunterſuchungen trotz aller Genauigkeit 
verſagen müſſen. Jedenfalls kann man als feſtſtehende Tatſache bezeichnen, 
daß jede Proſtituierte über kurz oder lang geſchlechts⸗ 
krank wird und deshalb geeignet ift, Geſchlechtskrank⸗ 
heiten, beſonders den Tripper, beim Geſchlechtsakt zu 
übertragen. Was für die ſtaatlich beaufſichtigte Proſtitution gilt, gilt 
aber in noch viel höherem Maße für die geheime, nicht unter Beaufſichtigung 
ſtehende Proſtitution, für die Schar der dem Geſchlechtsverkehr leicht zugäng⸗ 
lichen Perſonen wie Kellnerinnen, Dienſtmädchen, Laufmädchen, Näherinnen, 
Geſchäftsmädchen. In den Bremer Bordellen wurden vor dem Kriege 
auf 1000 Unterſuchungen nur viermal Geſchlechts⸗ 
krankheiten feſtgeſtellt, während auf der Straße aufge⸗ 
griffene, noch nicht eingeſchriebene Proſtituierte in 
den Jahren 1909 bis 1911 unter 100 Unterſuchungen 27 bis 
31 mal Geſchlechtskrankheiten darboten. 

Lehrreich iſt auch eine Statiſtik der Mannheimer Hautärzte Dr. Lion 
und Dr. Loe b. Sie forſchten bei 587 Fällen von männlicher Geſchlechts⸗ 
krankheit nach der Herkunft. Die höchſte Zahl lieferten die eingeſchriebenen 
Proſtituierten mit 278, dann kamen die Kellnerinnen und Büfettdamen mit 
130, hierauf die Dienſtmädchen mit 60, Bürgerstöchter und frauen mit 45, 
Ladnerinnen, Modiſtinnen und Schneiderinnen mit 37, Arbeiterinnen mit 
20, Näherinnen und Wäſcherinnen mit 17. In erſter Linie verbreiten alſo 
Proſtituierte und Kellnerinnen — die Vertreterinnen der 
öffentlichen wie geheimen Proſtitution — die Geſchlechtskrankheiten! — 
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Von den Geſchlechtskrankheiten wird kein Alter verſchont. Das Haupt- 
kontingent ſtellt das dritte Jahrzehnt, alſo jene Zeit, in der der Mann ge- 
ſchlechtlich am aktivſten iſt. Deutlich zeigt ſich das in einer Statiſtik der 
Wiener Arzte Dr. Oppenheim und Dr. Neugebauer, die die Er⸗ 
krankungsfälle von 2472 geſchlechtskrank gemeldeten Mitgliedern des Ver⸗ 
bandes der Genoſſenſchaftskrankenkaſſe und der Arbeiterkrankenkaſſe in Wien 
aus dem Jahre 1908 bis 1910 bearbeiteten. Unter dieſen rund 2500 Ge⸗ 
ſchlechtskranken waren 

3 unter 20 Jahren 195 Perſonen 
vom 21. bis 25. Jahre 299 1 
vom 26. bis 30. „ 606 Pr 
vom 31. bis 40. „ 500 75 
vom 41. bis 50. „ 134 „ 

über 50 Jahre 46 15 

Die wichtigſte Statiſtik der letzten Jahre iſt die 1919 zum erſten 
Male für das ganze deutſche Reich vorgenommene Zäh⸗ 
lung der in einem Monate vorhandenen und hinzugekommenen Geſchlechts⸗ 
kranken. Das Ergebnis dieſer Zählung führte zu dem 1927 in Kraft ge- 
tretenen „Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten“, für das die 
Deutſche Geſellſchaft zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten unter der 
Führung der Profeſſoren Neißer, Blaſchko, Leſſer und anderer ſeit 
1902 uneigennützig dem Gemeinwohl dienende, erfolgreichſte Vorarbeit ge⸗ 
leiſtet hatte. 

Für dieſe Reichszählung der Geſchlechtskranken im Jahre 1919 war ein 
vierwöchiger Zeitraum vom 15. November 1919 bis zum 
14. Dezember 1919 angeſetzt. Sie ſtellte 136328 Geſchlechts⸗ 
kranke während des gezählten Monats in Deutſchland 
feſt;etwaein Drittel, rund 45000 Fälle waren als neue, 
friſch angeſteckte Fälle zugegangen. 

Wenn in einem Monat, der dazu noch nicht einmal der am meiſten zu 
dem Geſchlechtsverkehr reizenden Jahreszeit angehört (Winterkälte, Fehlen 
der Verkehrsmöglichkeit im Freien) in Deutſchland 45 000 friſche Geſchlechts⸗ 
erkrankungen vorkommen, dann muß man für das Jahr etwa mit einer halben 
Million (!) von neuen Geſchlechtsanſteckungen rechnen. Dabei iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die obengenannten Zahlen natürlich nur diejenigen Fälle ent⸗ 
halten können, die in ärztlicher Behandlung ſtanden; ein nicht unerheblicher 
Teil der Geſchlechtskranken begibt ſich nicht in ärztliche Behandlung oder 
erkennt die Krankheit nicht. In Wirklichkeit ſind alſo die an und für ſich 
ſchon ungeheuerlichen Zahlen ſicher noch weſentlich größer. 

Vergleicht man nun dieſe Erkrankungsziffer mit der Kopfzahl des Volkes, 
fo ergibt ſich, daß von 100 Menſchen im Jahre ſtets einer 
wegen einer Geſchlechtskrankheit ärztlich behandelt 
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wird, auch hier wieder ungerechnet all derjenigen Perſonen, die ſich der ärzt ⸗ 
lichen Behandlung nicht unterziehen. Die Geſchlechtskrankheiten gehören alſo 
zu denjenigen Krankheiten, die am häufigſten vorkommen! Nur die Maſern 
find etwas häufiger. Beſonders zu berückſichtigen iſt außerdem, daß die Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten auch ohne Geſchlechtsverkehr übertragbar ſind, wie wir 
das in den früheren Abſchnitten eingehend dargelegt haben. 

Ein Geſetzzur Verhütung dieſer Krankheiten, wie das 
am 1. Oktober 1927 in Kraft getretene, iſt alſo nicht nur 
zweckmäßig und nützlich, ſonderneine unabwendbare ge⸗ 
ſundheitliche Forderung! Der Staat hat allen Grund, 
die vielen Unſchuldigen — Ehefrauen, unerfahrene 
Jugendliche, Kinder — die auf geſchlechtlichem oder 
nicht geſchlechtlichem Wege angeſteckt werden, vor dieſen 
Erkrankungen zu ſchützen! — 


Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechts krankheiten. 


Das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten, deſſen Entwurf 
am 26. Januar 1927 in dritter Leſung vom Reichstag angenommen worden 
iſt, iſt am 1. Oktober 1927 in Kraft getreten. 

Wie nötig dieſes Geſetz war, zeigt das bereits angeführte Ergebnis der 
im Jahre 1919 zum erſten Male für das ganze Deutſche Reich vorgenommene 
Zählung der Geſchlechtskrankheiten mit ihren erſchreckenden Zahlen. 

Wir haben das Geſetz ſchon mehrfach in unſerer Darſtellung erwähnt; 
wegen ſeiner Wichtigkeit ſei es in allen ſeinen Paragraphen nachfolgend wört⸗ 
lich angeführt: 5 


Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten. 
Vom 18, Februar 1927. 

Das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten tritt am 1. Oktober 1927 
in Kraft; die Durchführungsbeſtimmungen erlaſſen die Landesbehörden. Das Geſetz, 
das im Reichsgeſetzblatt Seite 61 veröffentlicht iſt, lautet wie folgt: 

Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des 
Reichsrats hiermit verkündet wird: 


8 1. 

Geſchlechtskrankheiten im Sinne dieſes Geſetzes ſind Syphilis, Tripper 
und Schanker ohne Rückſicht darauf, an welchen Körperteilen 
die Krankheitserſcheinungen auftreten. 

8 2. 

Wer an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Geſchlechtskrankheit leidet 
und dies weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, hat die Pflicht, ſich 
von einem für das Deutſche Reich approbierten Arzt“) be⸗ 
handeln zu laſſen. Eltern, Vormünder und fonftige Erziehungsberechtigte 


) Anmerkun, des Verfaſſers: Natürlich iſt mit „Arzt“ auch die in Deutſchland approbierte Arztin gemeint! 


— 
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find verpflichtet, für die ärztliche Behandlung ihrer geſchlechtskranken Pflege⸗ 
befohlenen zu ſorgen. 

Durch Ausführungsbeſtimmungen ift dafür Sorge zu tragen, daß die Behand⸗ 
lung der Minderbemittelten, die keinen Anſpruch auf anderweitige ärztliche Behand⸗ 
lung haben oder denen die Behandlung auf Grund einer Verſicherung wirtſchaftliche 
Nachteile bringen könnte, aus öffentlichen Mitteln ſichergeſtellt wird. 


8 3. 

Die Durchführung der aus dieſem Geſetz erwachſenden geſundheitlichen Auf⸗ 
gaben iſt Geſundheitsbehörden zu übertragen, die ſich mit den Beratungs⸗ 
ſtellen für Geſchlechtskranke, den Pflegeämtern und den ſonſtigen Einrichtungen der 
ſozialen Fürſorge möglichſt im Einvernehmen zu halten haben. Die Beamten der 
Ordnungs⸗ und Wohlfahrtspolizei haben die Durchführung der geſundheitlichen und 
ſozialfürſorgeriſchen Aufgaben, insbeſondere das Eingreifen der Fürſorgeſtellen 
Minderjährigen gegenüber, in jeder Weiſe zu unterſtützen. 


8 4. — 

Die zuſtändige Geſundheitsbehörde kann Perſonen, die dringend verdächtig 
find, geſchlechtskrank zu fein und die Geſchlechtskrankheit weiterzuverbreiten, an⸗ 
halten, ein ärztliches Zeugnis, nur in begründeten Ausnahmefällen ein von 
einem durch die zuſtändige Geſundheitsbehörde benannten Arzte ausgeſtelltes Zeugnis 
über ihren Geſundheitszuſtand vorzulegen oder ſich der Unterſuchung 
durch einen ſolchen Arzt zu unterziehen. Auf Antrag des unterſuchenden Arztes 
können ſolche Perſonen angehalten werden, wiederholt derartige Geſundheitszeug⸗ 
niſſe beizubringen. 

Perſonen, die geſchlechtskrank und verdächtig ſind, die Geſchlechtskrankheit 
weiterzuverbreiten, können einem Heilverfahren unterworfen, auch in ein Kranken⸗ 
haus verbracht werden, wenn dies zur Verhütung der Ausbreitung der Krankheit 
erforderlich erſcheint. 

Anzeigen, deren Urheber nicht erkennbar ſind, dürfen nicht beachtet werden. 
Perſonen, die mit Namensnennung andere einer Geſchlechtskrankheit bezichtigen, ſind 
zunächſt mündlich zu vernehmen und die Anzeige erſt dann weiter zu verfolgen, wenn 
die Vernehmung ergeben hat, daß ein ausreichender Anhalt für die Richtigkeit der 
behaupteten Tatſachen vorhanden iſt. 

Soweit andere Mittel zur Durchführung der in Abſ. 1, 2 vorgeſehenen Maß⸗ 
nahmen nicht ausreichen, iſt die Anwendung unmittelbaren Zwanges zuläſſig. Arzt⸗ 
liche Eingriffe, die mit einer ernſten Gefahr für Leben oder Geſundheit verbunden 
ſind, dürfen nur mit Einwilligung des Kranken vorgenommen werden. Die Reichs⸗ 
regierung beſtimmt, welche ärztlichen Eingriffe insbeſondere hierunter fallen. 


8 5. 


Wer den Beiſchlaf ausübt, obwohl er an einer mit An⸗ 
ſteckungsgefahr verbundenen Geſchlechtskrankheit leidet und 
dies weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beſtraft, ſofern nicht nach den 
Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs eine härtere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Iſt der Täter ein Angehöriger des 
Antragſtellers, ſo iſt die Zurücknahme des Antrags zuläſſig. 

Die Strafverfolgung verjährt in ſechs Monaten. 
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86. 

Wer weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß 
er an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Geſchlechts⸗ 
krankheit leidet und trotzdem eine Ehe eingeht, ohne dem 
anderen Teile vor Eingehung der Ehe über ſeine Krankheit 
Mitteilung gemacht zu haben, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags 
ift zuläſſig. > 

Die Strafverfolgung verjährt in ſechs Monaten. 


87. 

Die Behandlung von Geſchlechtskrankheiten und Krank⸗ 
heiten oder Leiden der Geſchlechtsorgane iſt nur den für das 
Deutſche Reich approbierten Arzten geſtattet. Verboten iſt, ſolche 
Krankheiten anders als auf Grund eigener Wahrnehmung zu behandeln (Fernbehand⸗ 
lung) oder in Vorträgen, Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen Ratſchläge für 
die Selbſtbehandlung zu erteilen. 

Wer einen anderen einem der im Abſ. 1 enthaltenen Verbote zuwider behandelt 
oder ſich zu einer ſolchen Behandlung öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, 
Abbildungen oder Darſtellungen, wenn auch in verſchleierter Weiſe, erbietet, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft den Arzt, der ſich zur Behandlung der im Abf. 1 bezeich⸗ 
neten Krankheiten in unlauterer Weiſe erbietet. 


8 8. 

Wer eine geſchlechtskranke Perſon ärztlich unterſucht oder behandelt, ſoll ſie 
über die Art der Krankheit und über die Anſteckungsgefahr 
ſowie über die Strafbarkeit der in SS 5, 6 bezeichneten Handlungen belehren 
und ihr hierbei ein amtlich genehmigtes Merkblatt aushändigen. 

Fehlt dem Kranken die zur Erkenntnis der Anſteckungsgefahr erforderliche Ein⸗ 
ſicht, ſo ſoll die Belehrung und die Aushändigung des Merkblatts an denjenigen 
erfolgen, der für das perſönliche Wohl des Kranken zu ſorgen hat. 


8 9. 2 
Wer eine Perſon, die an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Geſchlechts⸗ 
krankheit leidet, ärztlich behandelt, hat der im $ 4 bezeichneten Geſundheits⸗ 
behörde Anzeige zu erſtatten, wenn der Kranke ſich der ärzt⸗ 
lichen Behandlung oder Beobachtung entzieht oder wenn er andere 


infolge ſeines Berufs oder ſeiner perſönlichen Verhältniſſe beſonders gefährdet. 


Die oberſte Landesbehörde kann beſtimmen, daß die Anzeige anſtatt der Ge⸗ 
ſundheitsbehörde einer Beratungsſtelle für Geſchlechtskranke zu erſtatten iſt. Kommt 
der Kranke den Anweiſungen der Beratungsſtelle nicht nach, ſo hat dieſe der Geſund⸗ 
heitsbehörde Kenntnis zu geben. 

8 810. 

Wer als Beamter oder Angestellter einer Geſundheits⸗ 
behörde oder einer Beratungsstelle unbefugt offenbart, was 
ihm über Geſchlechtskrankheiten eines andern oder ihre 
urſache oder über die ſonſtigen perſönlichen Verhältniſſe 
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der Beteiligten dienſtlich bekannt geworden ift, wird mit 
Geldſtrafe oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den Antrag kann auch die Geſund⸗ 
heitsbehörde ſtellen. 2 

Die Offenbarung iſt nicht unbefugt, wenn ſie von einem in der Geſundheits⸗ 
behörde oder in einer Beratungsſtelle tätigen Arzte oder mit Zuſtimmung eines 
ſolchen Arztes an eine Behörde oder an eine Perſon gemacht wird, die ein berechtigtes 
geſundheitliches Intereſſe daran hat, über die Geſchlechtskrankheit des andern unter⸗ 
richtet zu werden. 

8 11. 

Wer zum Zwecke der Heilung oder Linderung von Geſchlechtskrankheiten Mittel, 
Gegenſtände oder Verfahren öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Ab⸗ 
bildungen oder Darſtellungen, wenn auch in verſchleiernder Weiſe, ankündigt oder 
anpreiſt oder ſolche Mittel oder Gegenſtände an einem allgemein zugänglichen Orte 
ausſtellt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 

Straflos iſt, ſoweit nicht anderweitige reichs⸗ oder landesrechtliche Vorſchriften 
entgegenſtehen, die Ankündigung oder Anpreiſung dieſer Mittel oder Gegenſtände 
an Arzte oder Apotheker oder an Perſonen, die mit ſolchen Mitteln oder Gegenſtänden 
erlaubterweiſe Handel treiben, oder in wiſſenſchaftlichen ärztlichen oder pharmazeu⸗ 
tiſchen Fachzeitſchriften. 

8 12. 

Vorträge, Schriften, Abbildungen und Darſtellungen, die nur der Aufklärung 
über die Geſchlechtskrankheiten, insbeſondere über ihre Erſcheinungsformen, dienen, 
find ſtraflos, ſoweit fie nicht unter die Strafbeſtimmungen des §7 fallen. 


8 13. 

Die Reichsregierung kann das Inverkehrbringen von Mitteln oder Gegen⸗ 
ftänden, die zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten dienen ſollen, von dem Er⸗ 
gebnis einer amtlichen Prüfung abhängig machen und das Inverkehrbringen hierfür 
nicht geeigneter Gegenſtände verbieten. Sie kann auch Vorſchriften über das Aus⸗ 
ſtellen, Ankündigen oder Anpreiſen der hiernach zugelaſſenen Mittel oder Gegenſtände 
treffen. 

Wer Mittel oder Gegenſtände, die auf Grund des Abſ. 1 Satz 1 vom Verkehr 
ausgeſchloſſen ſind, in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Ebenſo wird beſtraft, 
wer einer nach Abſ. 1 Satz 2 getroffenen Vorſchrift zuwiderhandelt. 

8 14. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer 
Strafen wird beſtraft, ſofern nicht nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuches eine 
höhere Strafe verwirkt iſt: 

1. eine weibliche Perſon, die ein fremdes Kind ſtillt, obwohl ſie an einer Ge⸗ 
ſchlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen muß; 

2. wer ein ſyphilitiſches Kind, für deſſen Pflege er zu ſorgen hat, von einer 
anderen Perſon als der Mutter ſtillen läßt, obwohl er die Krankheit des 
Kindes kennt oder den Umſtänden nach kennen muß; 

3. wer ein ſonſt geſchlechtskrankes Kind, für deſſen Pflege er zu ſorgen hat, 
von einer anderen Perſon als der Mutter, ohne ſie vorher über die Krankheit 
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und die gebotenen Vorſichtsmaßnahmen durch einen Arzt mündlich unter⸗ 
weiſen zu laſſen, ſtillen läßt, obwohl er die Krankheit des Kindes kennt oder 
den Umſtänden nach kennen muß; 

4. wer ein geſchlechtskrankes Kind, obwohl er die Krankheit kennt oder den Um⸗ 
ſtänden nach kennen muß, in Pflege gibt, ohne den Pflegeeltern von der 
Krankheit des Kindes Mitteilung zu machen. 

Straflos iſt das Stillen oder Stillenlaſſen eines ſyphilitiſchen Kindes durch eine 

weibliche Perſon, die ſelbſt an Syphilis leidet. 
8 15. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird beſtraft: 

1. eine Amme, die ein fremdes Kind ſtillt, ohne im Beſitz eines unmittelbar vor 
Antritt der Stellung ausgeſtellten ärztlichen Zeugniſſes darüber zu ſein, daß 
an ihr keine Geſchlechtskrankheit nachweisbar iſt; 

2. wer zum Stillen eines Kindes eine Amme in Dienſt nimmt, ohne ſich davon 
überzeugt zu haben, daß ſie im Beſitze des in Nr. 1 bezeichneten Zeug⸗ 
niſſes ift; 

3. wer, abgeſehen von Notfällen, ein Kind, für deſſen Pflege er zu ſorgen hat, 
von einer anderen Perſon als der Mutter ſtillen läßt, ohne vorher im Beſitze 
eines ärztlichen Zeugniſſes darüber zu fein, daß eine geſundheitliche Gefahr 
für die Stillende nicht beſteht. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden im Falle des 8 14 Abſ. 1 keine Anwendung. 

8 16. 

Das Strafgeſetzbuch wird abgeändert wie folgt: 

1. $ 180 erhält folgenden zweiten und dritten Abſatz: 

Als Kuppelei gilt insbeſondere die Unterhaltung eines 
Bordells oder eines bordellartigen Betriebs. 

Wer einer Perſon, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, Wohnung ge⸗ 
währt, wird auf Grund des Abſ. 1 nur dann beſtraft, wenn damit ein Ausbeuten der 
Perſon, der die Wohnung gewährt iſt, oder ein Anwerben oder ein Anhalten dieſer 
Perſon zur Unzucht verbunden ift. 

II. Im $ 184 wird hinter Nr. 3 folgende Vorſchrift eingefügt: 

3a) Wer in einer Sitte oder Anſtand verletzenden Weiſe Mittel, Gegenſtände 
oder Verfahren, die zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten dienen, öffentlich an⸗ 
kündigt, anpreiſt oder ſolche Mittel oder Gegenſtände an einem dem Publikum zu⸗ 
gänglichen Orte ausſtellt. 

III. $ 361 Nr. 6 erhält folgende Faſſung: 2 

Wer öffentlich in einer Sitte oder Anſtand verletzenden oder andere beläjtigen- 
den Weiſe zur Unzucht auffordert oder ſich dazu anbietet. 

IV. Im 8 361 wird hinter Nr. 6 eingefügt: 

6a) Wer gewohnheitsmäßig zum Zwecke des Erwerbes in der Nähe von Kirchen 
oder in der Nähe von Schulen oder anderen zum Beſuche durch Kinder oder Jugend. 
lichen beſtimmten Örtlicfeiten oder in einer Wohnung, in der Kinder oder jugend⸗ 
liche Perſonen zwiſchen drei und achtzehn Jahren wohnen, oder in einer Gemeinde 
mit weniger als fünfzehntauſend Einwohnern, für welche die oberſte Landesbehörde 
zum Schutze der Jugend oder des öffentlichen Anſtandes eine entſprechende Anord⸗ 
nung getroffen hat, der Unzucht nachgeht. 

V. Im 8 362 Abſ. 3 Satz 2 werden die Worte „Im Falle des § 361 Nr. 6“ durch 
die Worte „In den Fällen des $ 361 Nr. 6, 6a“ erſetzt. 
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58 17. 

Wohnungsbeſchränkungen auf beſtimmte Straßen oder Häuſer⸗ 
blocks zum Zwecke der Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht 
(Kaſernierungen) ſind verboten. 

N 8 18. 5 

Die zur Durchführung dieſes Geſetzes, insbeſondere für das Zuſammenwirken 
der Behörden mit den Einrichtungen der ſozialen Fürſorge notwendigen Vorſchriften 
werden von der oberſten Landesbehörde erlaſſen. Die Aufbringung der entſtehenden 
Koſten regelt ſich nach Landesrecht. 

5 § 19. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1927 in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage treten die Verordnung zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten vom 11. Dezember 1918 und die Verordnung über Fürſorge für geſchlechts⸗ 
kranke Heeresangehörige vom 17. Dezember 1918 (Reichsgeſetzblatt Seite 1431, 1433) 
außer Kraft. 

Berlin, den 18. Februar 1927. 


Der Reichspräſident: von Hindenburg. 
Der Reichsminiſter des Innern: von Keudell. 


Wer die einzelnen Paragraphen des Geſetzes mit Aufmerkſamkeit geleſen 
hat, wird die große und einſchneidende Bedeutung dieſer Beſtimmungen er⸗ 
kennen. Wie Profeſſor Rojt, der bekannte Freiburger Hochſchullehrer, 
betonte, klingt aus jedem Paragraphen immer wieder als 
Leitmotiv der Gedanke: ſozialer, d. h. dem allgemeinen 
Wohl der Bevölkerung dienender, geſundheitlicher 
Fürſorge. 

Nach der franzöſiſchen Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts war 
der ſtaatliche Kampf gegen die Geſchlechtskrankheiten — abgeſehen von den 
Maßregeln, die die Heeresverwaltungen anordneten und mit militäriſchem 
Zwang durchſetzten — hauptſächlich der Polizei übertragen, deren Tätigkeit 
ſich im allgemeinen faſt nur auf die Überwachung der ſittenpolizeilich erfaßten 
und erfaßbaren Proſtituierten beſchränken mußte. Mit dem Geſetz vom 
18. Februar 1927 hat nunmehr ein neuer Zeitabſchnitt im Kampfe gegen die 
Geſchlechtskrankheiten begonnen, der, von fortſchrittlichem Zeitgeiſt und 
moderner ärztlichwiſſenſchaftlicher Erkenntnis durchdrungen und belebt, einer 
ſegensreichen Vorwärtsentwicklung den Weg in die Zukunft ebnet. Die ärzt⸗ 
liche Wiſſenſchaft vermag heutzutage die ſchwerwiegenden Geſchlechtskrank⸗ 
heiten mit Sicherheit zu bekämpfen und zu verhüten. Dieſe wichtige Stellung 
gegen den verheerenden Menſchheitsfeind iſt alſo in unſerer Hand, — nach 
wohldurchdachtem Plan geht nunmehr das Geſetz zum Geſamtangriff auf der 
ganzen Linie vor. Es kennt keine Rückſichten gegenüber den Einzelnen, ſobald 
das Allgemeinwohl über die Bequemlichkeit des Einzelmenſchen geht, macht 
aber in ſehr geſchickter Weiſe Zugeſtändniſſe dort, wo es ohne Benachteiligung 
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der Allgemeinheit möglich und nützlich iſt. So wird das Geſetz hoffentlich 
recht bald zum Segen unſeres Volkes werden und dieſes die Früchte ſo vieler 
vorausſchauender, mühevoller ärztlicher Arbeit ernten laſſen. Genau ein 
Vierteljahrhundert hat die „Dentſche Geſellſchaft zur Bekämpfung der Ge- 
ſchlechtskrankheiten“ gewirkt, bis ſich der Niederſchlag ihrer Beſtrebungen mit 
dem Inkrafttreten des Geſetzes zu dieſem gewaltigen erfolgverſprechenden Vor⸗ 
ſtoß gegen die Geſchlechtskrankheiten in wirklich durchdringendem, dem ganzen 
Volk zugute kommenden Umfang verwirklichen durfte. Wir wollen nicht 
vergeſſen, der Männer — der Profeſſoren Neißer f, 
Blaſchko Fr, E. Leſſer f, Jadasſohn — zu gedenken, denen 
unſer Volk für all dieſe treue uneigennützige Arbeit zu 
danken hat, und der deutſchen ärztlichen Wiſſenſchaft, 
die in den letzten Jahrzehnten in der Er forſchung der 
Geſchlechtskrankheiten allen Völkern der Kulturwelt 
bahnbrechend und wegweiſend vorangegangen iſt! 

Die Hauptaufgabe des Geſetzes beſteht darin, das geſamte Volk vor allen 
Perſonen zu ſchützen, die an einer Geſchlechtskrankheit leiden und deshalb eine 
Gefahr für ihre Umgebung bilden. Früher kümmerte ſich der Staat nur um 
die Verhütung der Geſchlechtskrankheiten bei der Armee und der Marine und 
um die rechtzeitige Erkennung der Geſchlechtskrankheiten bei Perſonen, die ſich 
der Proſtitution, d. h. der öffentlichen berufsmäßigen Unzucht, hingaben. 
Heutzutage wird aber jeder Deutſche, ungeachtet ſeines Geſchlechts, ſeines 
Standes, ſeines Alters von dem Geſetz erfaßt, ſobald er geſchlechtskrank iſt, 
oder geſchlechtskrank zu ſein „dringend“ verdächtig iſt. Das Geſetz iſt jedoch 
nicht gemacht, um den einzelnen Geſchlechtskranken zu bedrücken und ihn mit 
geſetzlichem Zwange zu kujonieren, ſondern es verfolgt das viel größere und 
weitſchauendere Ziel, die geſunde Bevölkerung vor den ge⸗ 
ſchlechtskranken Volksgenoſſen zu bewahren. 

Das Geſetz ſieht bei allen vernünftigen Menſchen von jedem 
Zwange ab. Es verlangt nur, — Paragraph 2 — daß jeder, der an einer 
Geſchlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den Umſtänden nach annehmen 
muß, ſich von einem für das deutſche Reich approbierten Arzt behandeln läßt. 
Eltern, Vormünder und ſonſtige Erziehungsberechtigte ſind verpflichtet, für 
die ärztliche Behandlung ihrer Pflegebefohlenen zu ſorgen. Von einer geſetz⸗ 
lichen Meldepflicht jedes Geſchlechtskranken hat der Geſetzgeber Abſtand ge⸗ 
nommen in der richtigen Erkenntnis, daß dieſe Meldepflicht manche Kranke 
vom Aufſuchen des Arztes abhalten würde. Nur der Geſchlechtskranke, der 
ſich ungeheilt der ärztlichen Behandlung entzieht, wird der Beratungsſtelle 
bzw. der Geſundheitsbehörde gemeldet (ſiehe ſpäter). 

Die Wichtigkeit einer ſachgemäßen Behandlung der Geſchlechtskrankheiten, 
die in ſo vielgeſtaltigen Formen auftreten und ſo ungeheuerlich vielſeitige und 
ſchwerwiegende Folgen nach ſich ziehen, liegt für jeden, der ſich einigermaßen 
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über dieſe Krankheiten Kenntnis verſchafft hat, ſo klar auf der Hand, daß die 
Forderung des Geſetzes bezüglich der Behandlung durch einen ſtaatlich ge⸗ 
prüften Arzt ſelbſtverſtändlich iſt. Es ſoll bei dieſen für den Erkrankten, ſeine 
Familie und ſeine Umgebung jo wichtigen Krankheiten jeder Behandlungs⸗ 
irrtum und jede Pfuſcherei vermieden werden. 

Um die Durchführung des Geſetzes zu überwachen, ſind Geſund⸗ 
heitsbehörden — Paragraph 3 — gegründet worden, die ſich in enger 
Fühlung mit allen ſozialen und fürſorgeriſchen Einrichtungen halten. Die 
Sittenpolizei in der bisherigen Form iſt abgeſchafft. Polizeiliches Vorgehen 
gegen den Geſchlechtskranken kommt nur in ganz beſtimmten Fällen auf An⸗ 
ſuchen der Geſundheitsbehörde in Frage. 

Gegen früher iſt durch das Geſetz für den vernünf⸗ 
tigen Geſchlechtskranken eigentlich gar nichts geändert. 
Wer ſich eine Geſchlechtskrankheit zugezogen hat, wird ſich, wie er das früher 
auch getan hat, in die Behandlung eines tüchtigen, ſein Vertrauen beſitzenden 
Arztes begeben. Wenn der Kranke die Behandlung des gewählten Arztes 
durchführt, ſo lange dieſer eine Behandlung für notwendig hält, ſind alle die 
Forderungen erfüllt, die das Geſetz verlangt. Gleichzeitig wird ihm mit der 
Aushändigung amtlicher Merkblätter mündliche und ſchriftliche Be⸗ 
lehrung — Paragraph 8 — zuteil, damit er ſeine Lebensweiſe und ſein 
Verhalten der Erkrankung gemäß einrichtet und die Gefährdung ſeiner Um⸗ 
gebung verhüten kann. 

Verläßt jedoch ein Kranker gegen den Willen des 
Arztes deſſen Behandlung, ſomuß — Paragraph 9 — der 
Arzt dies der Geſundheitsbehörde mitteilen, ferner in 
jenen Fällen, indenen der Kranke durchſeinen Beruf oder 
feine beſonderen Verhältniſſe gefährdet iſt, z. B. ge 
ſchlechtskrankes Pflegeperſonal in Krankenhäuſern, geſchlechtskrankes Dienſt⸗ 
perſonal beſonders in kinderreichen Familien. Unterläßt der Arzt dieſe 
Meldung abſichtlich, ſo wird er beim ärztlichen Ehrengericht angezeigt, das 
dieſe Übertretung der ärztlichen Standespflichten ahnden muß. Die benach⸗ 
richtigte Geſundheitsbehörde fordert nun „in unauffälliger Zuſchrift“ (Brief- 
umſchlag ohne Aufdruck der abſendenden Amtsſtellel) den Geſchlechtskranken 
auf, entweder die Behandlung der noch nicht geheilten Krankheit bei dem erſten 
Arzt fortſetzen zu laſſen und eine ärztliche Beſcheinigung darüber einzuſenden 
oder mittels einer Beſcheinigung nachzuweiſen, daß er ſich erneut in die Be⸗ 
handlung eines für Deutſchland approbierten Arztes begeben habe. Es kann 
alſo der Arzt nach Belieben des Kranken gewechſelt werden. Erweiſt der 
Kranke durch die eingeſandte Beſcheinigung, daß er ſich wieder in Behandlung 
befindet, ſo iſt die Sache erledigt und führt für den Geſchlechtskranken keine 
weiteren Behelligungen nach ſich. Der Staat will nur erreichen, daß der 
Geſchlechtskranke ſo lange ſachgemäße Behandlung durchmacht, bis er geheilt 
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und für ſeine Umgebung ungefährlich iſt. Das Geſetz ſieht auch vor, daß die 
Geſundheitsbehörde mehrfache Unterſuchungen fordern kann, da 
ja vielfach eine einzige Unterſuchung die Frage „Geſchlechtskrank oder nicht?“ 
zu entſcheiden nicht imſtande iſt. Die „Beratungsſtellen für Geſchlechtskranke“ 
nehmen ſolche Unterſuchung unentgeltlich vor, ſo daß den Aufgeforderten keine 
Koſten zu erwachſen brauchen. 5 

Für mittelloſe und arme Kranke ſtehen öffentliche 
Mittel zur Verfügung, ſo daß niemand in Deutſchland 
aus pekuniären Gründen die ſachgemäße Behandlung 
einer Geſchlechtskrankheit zu unterlaſſen braucht! Man 
wende ſich an die Beratungsſtellen für Geſchlechtskranke, 
wie ſie in jeder größeren Stadt eingerichtet ſind; ſie ſind der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt des betreffenden Bezirkes zugeteilt. Letztere ſorgt auch 
für die Beratung und Behandlung Geſchlechtskranker in kleineren Städten und 
auf dem Lande, in denen Beratungsſtellen nicht vorhanden ſind. Raſche Aus⸗ 
kunft und Belehrung erhält der mittelloſe Kranke — was beſonders für länd⸗ 
liche Verhältniſſe zu wiſſen wichtig iſt — auch von dem nächſtwohnenden 
Kreisarzt (Bezirksarzt, Amtsarzt). 

Das Geſetz ſieht übrigens vor, daß die Meldungen ungeheilt die Behand⸗ 
lung verlaſſender Geſchlechtskranker zuerſt an die Beratungsſtellen erfolgen 
können und erſt nach erfolgloſer Mahnung von der Beratungsſtelle an die 
eigentliche Geſundheitsbehörde weitergegeben werden. 

Nun gibt es aber auch dumme, widerſpenſtige oder gleichgültige Menſchen, 
die ſich den Forderungen des Geſetzes verſchließen, obwohl dieſes ſein eigenes 
Intereſſe miterfaßt. Solche geſchlechtskranken Menſchen, die natürlich durch 
ihre Gleichgültigkeit und Gewiſſenloſigkeit die aller- 
größte Gefahr für ihre Umgebung bedeuten, werden nach 
mehrfacher vergeblicher Ermahnung in ein Krankenhaus überwieſen. Nur 
falls ſich der Betreffende gegen eine Überweiſung in ein Krankenhaus wehrt 
und auch nicht bereit iſt, ſich in die Behandlung eines Arztes zu begeben, wird 
polizeiliche Hilfe in Anſpruch genommen, um die zwangsmäßige Verbringung 
eines ſolchen Menſchen, der die Volksgeſundheit gefährdet, in ein Krankenhaus 
zu bewerkſtelligen. 


Bezüglich der Behandlung iſt die völlige perſönliche Freiheit des Ge⸗ 


ſchlechtskranken gewahrt. Gewiſſe Behandlungsverfahren und Eingriffe, die 
in dem Geſetz genau beſtimmt ſind, braucht er an ſich nicht ausführen zu laſſen, 
falls er ſie ablehnen will. Aber das Geſetz hält ihn dann fo lange im Kranken; 
haus — unter Umſtänden auch ohne Behandlung — bis er von dem zuftän- 
digen Arzt als nicht mehr anſteckungsfähig für ſeine Umgebung bezeichnet 
werden kann. Im allgemeinen wird es ſich meiſt nur um ſehr ungebildete, 
moraliſch minderwertige und verkommene Perſönlichkeiten handeln, bei denen 


dieſe volle Strenge des Geſetzes angewandt werden muß. Ein vernünftiger 
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Menſch wird es gar nicht zu ſolchen Maßregeln kommen laſſen, da er einſehen 
muß, welche Fürſorge das Geſetz für ihn ſelbſt, ſeine Familie und ſeine Um⸗ 
gebung bedeutet. Jederzeit ſteht ihm die Möglichkeit offen, den Arzt zu 
wechſeln. Das Geſetz will nur das eine erreichen: Jeder Geſchlechts⸗ 
kranke ſoll möglichſt bald in die Behandlung eines 
Arztes kommen und möglichft ſicher, zuverläſſig und 
dem Stand der ärztlichen Wiſſenſchaft entſprechend 
behandelt und geheilt werden. 

Daß der Laienbehandler — Paragraph 7 — aus dem Kreiſe der Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten behandelnden Perſonen ausgeſchloſſen iſt, iſt ein wichtiger 
Fortſchritt. Das Gebiet der Geſchlechtskrankheiten iſt ſo groß, verlangt eine 
ſolche perſönliche Erfahrung, ganz abgeſehen von der notwendigen medizi⸗ 
niſchen Vor⸗ und Ausbildung, daß z ur BehandlungderGeſchlechts⸗ 
krankheiten der beſte Vertreter der Wiſſenſchaft gerade 
gut genugiſt. Ohne Zweifel find nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht 
nur die Geſchlechtskrankheiten — und zwar, gleichgültig, ob ſie an den Ge⸗ 
ſchlechtsteilen oder an anderen Körperſtellen Erſcheinungen machen! —, 
ſondern auch die Frauenkrankheiten (Menſtruationsſtörungen, Blu⸗ 
tungen, Ausflüſſe, Verlagerungen usw.), ſowie die nicht geſchlechtlichen Er⸗ 
krankungen der Harnwege der Behandlung des Nichtarztes ent- 
zogen. Zum erſten Male iſt jo die unbeſchränkte Kurierfrei⸗ 
heit, die außer in Deutſchlandund inzweiſchweizeriſchen 
Halbkantonen nirgends mehr in der ziviliſierten Welt 
geſtattet iſt, durch das Geſetz, und zwar in einem ihrer wichtigſten 
Punkte durchbrochen. 

Gleichzeitig wird aber auch gewiſſen Arzten, die durch Annoncieren, Re⸗ 
klame uſw. ſich dem Publikum anbieten, das Handwerk gelegt, da jede 
Fern behandlung, jede unlautere Anlockung von 
Kranken und jede Anweiſung zur Selbſtbehandlung ver⸗ 
boten iſt! 

Früher hat das Geſetz — wie ſchon oben erwähnt — nur die der Polizei⸗ 
behörde als Proſtituierte bekannten Mädchen erfaßt. Heutzutage kann das 
Geſetz jeden Menſchen, der durch einen beſonders liederlichen geſchlechtlichen 
Lebenswandel bekannt iſt oder wird oder als Quelle der geſchlechtlichen Er⸗ 
krankung eines Anderen verdächtig iſt, daraufhin prüfen, ob er geſchlechts⸗ 
krank iſt oder nicht, ohne Rückſicht auf geſellſchaftliche Stellung und dergleichen. 
Auch dieſer Eingriff in das Privatleben des einzelnen Menſchen wird auf 
außerordentlich milde und diskrete Form ausgeführt. Der durch die Ge⸗ 
ſundheitsbehörde als geſchlechtskrank Verdächtige wird aufgefordert, das Zeug⸗ 
nis eines in Deutſchland approbierten Arztes einzuſenden, das beſcheinigt, 
ob er von Geſchlechtskrankheiten frei iſt oder nicht. Das iſt ein beſonders 
wichtiger Teil des Geſetzes, denn es gibt unendlich viel gewiſſenloſe Männer 
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und Frauen, die ſich wohl bewußt ſind, daß ſie an einer langwierigen unge⸗ 
heilten Geſchlechtskrankheit leiden und gleichgültig und gewiſſenlos ihre Krank⸗ 
heit immer weiter verbreiten. Daß ſolche Leute unſchädlich gemacht werden, 
wird ein großer Segen für unſer Volk ſein. Wir müſſen bei dieſem Geſetz 
immer bedenken, daß der Staat nicht die Abſicht hat, den einzelnen Geſchlechts⸗ 
kranken zu drücken, ſondern daß er die Allgemeinheit vor An⸗ 
ſteckung und Schaden bewahren will. 

Ein Fortſchritt iſt auch in der nunmehr ermöglichten Befreiung von 
der ärztlichen Schweigepflicht zu ſehen. Nach dem Wortlaut des 
Paragraphen 300 des Bürgerlichen Geſetzbuches durfte bisher der Arzt ohne 
Zuſtimmung des Kranken keine Ausſage irgendwelcher Art über die Art der 
Krankheit machen. So mußte er z. B. ſchweigend zuſehen, wenn ein unge⸗ 
heilter Geſchlechtskranker dem ärztlichen Abraten entgegen eine Ehe eingehen 
wollte; er durfte die Schwiegereltern, die Braut nicht darüber aufklären, daß 
der Bräutigam geſchlechtskrank ſei und die Heirat Krankheit und Elend über 
die ahnungsloſe Ehegefährtin und die Nachkommenſchaft bringen werde. Jetzt 
find dem Arzte nicht mehr in dieſer zu ſchweren ärztlich⸗menſchlichen Kon⸗ 
flikten führenden Weiſe die Hände gebunden. Er darf in ſolchen Fällen, 
allerdings erſt nach Zuſtimmung eines in der zuftän- 
digen Beratungsſtelle tätigen Arztes, Perſonen oder 
Behörden, die ein berechtigtes Intereſſe daran haben, 
über die Natur des Leidens eines Geſchlechtskranken 
aufklären. Dieſe Durchbrechung der ärztlichen Schweigepflicht kommt 
natürlich nur in Frage, wenn der Arzt ſieht, daß der Geſchlechtskranke trotz 
ärztlicher Aufklärung böswillig einen anderen Menſchen gefährdet. Ahnliche 
zwingende Notwendigkeiten können eintreten, wenn z. B. eine geſchlechtskranke 
Säuglingspflegerin ihren Beruf nicht ſo lange aufgeben will, bis die Gefahr 
der geſchlechtlichen Anſteckung für die ihr Anvertrauten vorüber iſt; das gleiche 
gilt für Berufe wie Hebammen, Friſeure, Maſſeure, Badediener und dergleichen. 

Dagegen iſt die amtliche Schweigepflichtder Beamten und 
Angeſtellten der Geſundheitsbehörden in einem beſonderen 
Paragraphen — Paragraph 10 — feſtgelegt; jo iſt das „unbefugte“ Offen⸗ 
baren von Tatſachen, die ihnen über die Geſchlechtskrankheiten eines anderen, 
über deren Urſache oder über ſonſtige perſönliche Verhältniſſe „dienſtlich“ 
bekannt geworden find, unter Geld- bzw. Gefängnisſtrafe (bis zu einem 
Jahr!) geſtellt. 

Für die wichtige Frage der Ammengeſund heit ſind in dem Geſetz 
zwei beſondere Beſtimmungen — Paragraph 14 und 15 — ausgearbeitet, die 
ſowohl die Amme wie die letztere mietenden Perſonen betreffen. Niemand 
— das betrifft Eltern, Vormünder, Anſtaltsleiter uſw. — darf eine Amme 
annehmen, ehe dieſe im Beſitze eines ärztlichen Zeugniſſes über ihr Freiſein 
von Geſchlechtskrankheiten iſt. Ebenſo darf keine Perſon ſich als Amme ver⸗ 
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mieten, bevor ſie ſich einer ſolchen ärztlichen Unterſuchung unterzogen hat und 
ein Zeugnis darüber vorweiſen kann. 

Die Geſundheitsbehörden können ärztliche Zeugniſſe über das Freiſein 
von Geſchlechtskrankheiten nur von Perſonen einfordern, die „dringend“ ver⸗ 
dächtig find, geſchlechtskrank zu fein und (!) ihre Geſchlechtskrankheit weiter⸗ 
zuverbreiten. Es genügt alſo nicht die Tatſache des zügelloſen Geſchlechts⸗ 
verkehrs allein, auch nicht die Tatſache des Ausübens der öffentlichen oder ge⸗ 
heimen Unzucht, ſondern es muß auch der dringende Verdacht einer geſchlecht⸗ 
lichen Erkrankung vorliegen. Dieſer dringende Verdacht wird im allgemeinen 
nur gegeben ſein, wenn eine Anzeige wegen Anſteckung bei der Geſundheits⸗ 
behörde einläuft. Anzeigen, deren Urheber nicht erkennbar ſind, dürfen nicht 
beachtet werden. Perſonen, die mit eigener Namensnennung andere einer Ge⸗ 
ſchlechtskrankheit bezichtigen, werden von der Geſundheitsbehörde zunächſt noch 
einmal mündlich befragt. Erſt wenn die mündliche Vernehmung ergibt, daß 
genügende Anhaltspunkte für die behaupteten Tatſachen vorliegen, wird die 
Anzeige von der Behörde weiter verfolgt — Paragraph 4 —, d. h. der Bezich⸗ 
tigte wird aufgefordert, ſich von einem approbierten Arzte unterſuchen zu 
laſſen und ein Zeugnis über das Vorhandenſein oder Nichtvorhandenſein ge⸗ 
ſchlechtlicher Erkrankung und eine zur Zeit ſtattfindende ſachgemäße Behand⸗ 
lung vorzulegen. 

Die Paragraphen 5 und 6 bedrohen denjenigen, der einen 
anderen geſchlechtlich anſteckt, und den Ehepartner, der 
eine Ehe eingeht, ohne dem anderen Teile Mitteilung 
einer ungeheilten „mit Anftedung verbundenen“ Ge⸗ 
ſchlechtskrankheit zu machen, mit Gefängnis bis zu 
3 Jahren, im erſteren Falle unter Umſtänden mit noch härterer Strafe. 
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein und verjährt nach einem halben 
Jahre. Die Zurücknahme des Strafantrages iſt zuläffig, wenn es ſich um 
einen Angehörigen handelt. 

Die Paragraphen 11, 12 und 13 regeln das in Verkehrbri ngen 
von Druckſchriften und Mitteln bzw. Gegenſtänden zur 
Verhütung von Geſchlechtskrankheiten. Die Regierung behält 
ſich vor, in den Handel zu bringende bzw. gebrachte Verhütungsmittel amtlich 
prüfen zu laſſen und ſie im Falle der Ungeeignetheit zu verbieten. Anprei⸗ 
ſungen, die Mittel, Gegenſtände oder Verfahren zum 
Zwecke der Behandlung, der Heilung oder auch nur der 
„Linderung!“ von Geſchlechtskrankheiten betreffen, find ver- 
boten, ebenſo Druckſchriften, Abbildungen, Ausſtellungen und dergleichen. 
Auch irgendwelche verſchleierte Ankündigungen und dergleichen, die dieſes Be⸗ 
handlungsgebiet betreffen, werden verfolgt. Das Laienpublikum ſoll dadurch 
weitgehend vor Ausbeutung geſchützt werden. Da Laien behandlung 
und Selbſtbehandlung, wie dies noch einmal ausdrücklich betont ei, 
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geſetzlich verboten ſind — Paragraph 2 —, haben ja logiſcherweiſe 
ſolche Mittel ihren geſetzlichen Boden und ihre Daſeinsberechtigung verloren. 

Das Geſetz mit ſeinen wenigen Paragraphen umfaßt ſehr prägnant die 
ihm obliegenden Aufgaben: i 

Frühzeitige Erfaſſung der Geſchlechtskranken 
und der Anſteckungsquellen, 5 

Sicherſtellungeiner zweckmäßigen, wiſſenſchaft⸗ 
licheinwandfreien und Erfolg verſprechenden 
Behandlung, 

Fernhaltung aller ungeeigneten, unlauteren 
und ſchädlichen Perſonen wie Verfahren von 
der Behandlung der Geſchlechtskranken, 

Überwachung der Kranken bis zur endgültigen 
Heilung bzw. bis zur ſicheren Beſeitigung 
ihrer Anſteckungsfähigkeit⸗ 5 

Grundlegende Anderungen hat das Geſetz mit den Paragraphen 16 und 
17 für die Regelung der Proſtitution mit ſich gebracht. 

Die Proſtituierte hat nunmehr das Recht, überall 
Wohnung zu mieten im Gegenſatz zu früher, wo die an eine Proſtitu⸗ 
ierte vermietende Wirtin dauernd unter der Gefahr des Kuppeleiparagraphen 
ſtand und ſich deshalb das Vermieten an eine Proſtituierte von dieſer hoch 

bezahlen ließ. Schmutzigſte Ausnützung der Proſtituierten, die doch ſchließlich 

irgendwo wohnen mußte, nach dem Geſetz aber ihre Wirtin in Verdacht der 
Kuppelei brachte, war die Folge. Die Proſtituierte darf ſich jetzt nur nicht in 
einer Wohnung einmieten, in der unmündige Perſonen zwiſchen 3 und 18 
Jahren wohnen, und ferner nicht in Gemeinden von weniger als 15 000 
Einwohnern ihrem Berufe nachgehen. 

Bordelle und bordellartige Betriebe ſind verboten, 
ebenſo wie die Beſchränkung des Wohnens auf beſtimmte Straßen und 
Häuſerblocks. 5 5 

Man hat alſo der Proſtituierten gewiſſe Rechte gegeben, die ſie früher 
nicht beſaß und die ſie nötig braucht, um von Wirtinnen und Zimmerver⸗ 
mieterinnen nicht ausgenutzt zu werden, fraglos ein Fortſchritt gegen früher. 
Ob dagegen das Aufheben der Bordelle ein Vorteil für die Allgemeinheit wie 
für die Proſtituierte iſt, das muß ſich erſt erweiſen. Der leiblichen Not iſt die 
jetzt zur Ausübung ihres Berufes auf die Straße gezwungene Proſtituierte 
vielmehr ausgeſetzt als früher; ſie wird außerdem dem Zuhältertum, das ſich 
faſt ſtets aus licht⸗ und arbeitsſcheuem, oft verbrecheriſchem Geſindel zu⸗ 

ſammenſetzt, mehr ausgeliefert als früher. Die Proſtitution wird ferner viel 

aufdringlicher auf die Straße getragen, was gefährliche Folgen (Verführung, 

Verlockung der früher weniger gefährdeten Männerwelt) für die Allgemein; 
heit und die öffentliche Sittlichkeit zeitigt. 
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